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Kleine Anfrage Fraktion SVP (Henri-Charles Beuchat): Türen der Hausräu-
mung Effingerstrasse waren von innen verschweisst 

 

 

Laut gut unterrichteten Quellen waren in dem besetzten Haus an der Effingerstrasse die Türen im 

Inneren des Hauses von den verschanzten Aktivisten massiv verstärkt und verschweisst worden. 

Dadurch wurde der Polizeieinsatz erheblich erschwert. Die Aktivisten waren gut vorbereitet. Sie 

wussten offenkundig mehrere Stunden oder gar Tage vorher Bescheid, dass die Räumung ansteht 

und konnten sich vorbereiten. 

1. Welcher Personenkreis in der Städtischen Verwaltung hatte Kenntnis über die bevorstehende 

Räumung?  

2. Kann ausgeschlossen werden, dass eine Indiskretion aus der Verwaltung der Stadt Bern 

kommt?  

3. Wo ortet der Gemeinderat mögliche Sicherheitslücken? 

 

Bern, 02. März 2017 

Erstunterzeichnende: Henri-Charles Beuchat 

Mitunterzeichnende: Alexander Feuz, Roland Iseli, Rudolf Friedli, Daniel Lehmann, Erich Hess, 

Kurt Rüegsegger 

 

 

Antwort des Gemeinderats 

 

Bei jeder Räumung ist den Betroffenen die Tatsache einer bevorstehenden Räumung bekannt, 

sofern sie die Liegenschaft nicht innert Frist verlassen. Offen ist lediglich der genaue Zeitpunkt 

einer polizeilichen Räumung. Im vorliegenden Fall hat das Regionalgericht Bern-Mittelland den 

Räumungsentscheid am 10. Januar 2017 an die Effingerstrasse 29 zugestellt. Da das fragliche 

Gebäude nicht innert der gesetzten Frist verlassen wurde, verlangte die Eigentümerin die Vollstre-

ckung des gerichtlichen Entscheids. Das Gericht orientierte die Behörden am 3. Februar 2017 über 

das Vollstreckungsgesuch der Eigentümerin. 

 

Zu Frage 1: 

Über die Räumung waren neben der Gebäudeeigentümerin, dem Regionalgericht Bern-Mittelland, 

der Kantonspolizei auf städtischer Seite die zuständigen Mitarbeitenden des Polizeiinspektorats 

sowie der Direktor für Sicherheit, Umwelt und Energie informiert. 

 

Zu Frage 2: 

Der Gemeinderat hat keine Hinweise auf Indiskretionen. 

 

Zu Frage 3: 

Der Gemeinderat ortet keine Sicherheitslücken. 

 

 

Bern, 22. März 2017 

 

 

Der Gemeinderat 

 


